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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Die Demokratische Republik Kongo stabilisieren 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Demokratische Republik Kongo (DR Kongo) befindet sich nach über einem 
Jahrzehnt mehrerer, miteinander verknüpfter interner und regionaler Kriege und 
Konflikte, die nach Angaben des International Rescue Committee mehr als fünf 
Millionen Todesopfer forderten, in einem wechselhaften Übergangsprozess. 
Positive Entwicklungen waren die Annahme einer neuen Verfassung und die 
ersten freien Parlaments- und Präsidentschaftswahlen seit über 40 Jahren im 
Jahr 2006. An diesen bisher erzielten Erfolgen haben die internationale Gemein- 
schaft und die Bundesrepublik Deutschland erheblichen Anteil: Die Vereinten 
Nationen (VN) betreiben seit 1999 mit der Mission MONUSCO (bis Juli 2010: 
MONUC) die mit rund 20 000 Blauhelmen mittlerweile weltgrößte Friedens- 
mission in der DR Kongo. Die Wahlen im Jahr 2006 wurden von der Euro- 
päischen Union (EU) maßgeblich finanziert und im Rahmen der Operation 
EUFOR RD Congo militärisch mit abgesichert. Zudem unterstützt die EU das 
Land im Rahmen zweier Sicherheitssektorreformen (SSR) beim Aufbau einer 
funktionsfähigen Armee und Polizei. 

Deutschland ist viertgrößter Beitragszahler der VN-Mission, war als Führungs- 
nation an der Operation EUFOR RD Congo mit 780 Soldaten beteiligt und par- 
tizipiert personell und finanziell an den Projekten der EU zur Reform des 
Sicherheitssektors. Des Weiteren ist die DR Kongo ein Partnerland der deut- 
schen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit und im Bereich der humani- 
tären Flilfe ebenfalls ein wichtiges Partnerland. 

Der Konsolidierungsprozess des Landes ist mit dem bisher Erreichten jedoch 
noch lange nicht abgeschlossen. Mit den 2006 durchgefiihrten Parlaments- und 
Präsidentschaftswahlen haben die Kongolesen vielmehr die Hoffnung verbun- 
den, sie seien der Start für die Umsetzung einer umfassenden politischen 
Agenda, welche zum einen die Befriedung der nach wie vor destabilisierten 
Landesteile vor allem im Osten der DR Kongo, zum anderen die Implemen- 
tierang zahlreicher, in der Verfassung stipulierter Gesetzesvorhaben, die Schaf- 
fung zentraler rechtsstaatlicher Institutionen und insbesondere eine umfassende 
Dezentralisierung des Landes zum Ziel hatte. 

Sicherheits- und Menschenrechtslage bleibt katastrophal 

Vier Jahre später fällt die Bilanz jedoch sehr ernüchternd aus. Die humanitäre 
Situation und die Menschenrechtslage insbesondere im Norden und Osten der 
DR Kongo haben sich seit 2006 nicht signifikant verbessert, sondern sind nach 
wie vor äußerst angespannt. In einigen Regionen im Osten des Landes hat sich 
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die Situation infolge militärischer Operationen und Aktivitäten von Rebellen- 
gruppen sogar erheblich verschlechtert. Nach Angaben des Hohen Flüchtlings- 
kommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) befanden sich Anfang 2010 
über zwei Millionen Binnenvertriebene im Land, vor allem in der Grenzregion 
zu Ruanda. Daneben sind in den vergangenen Jahren in den Provinzen Bas- 
Congo und Equateur auch neue, blutige Konflikte in Regionen aufgetreten, die 
bis dahin als relativ friedlich galten. In den östlichen Provinzen Nord- und Süd- 
kivu hat es die kongolesische Armee Forces Armees de la Republique Demo- 
cratique du Congo (FARDC) trotz logistischer und operativer Unterstützung 
durch MONUC/MONUSCO nicht geschafft, im Laufe mehrerer militärischer 
Operationen die verbliebenen Kräfte der Forces Democratiques de la Libera- 
tion du Rwanda (FDLR) zu neutralisieren. Als Bedrohung der Zivilbevölke- 
rung treten neben der FDLR auch weitere Rebellengruppen, wie lokale Mai- 
Mai Milizen oder regionale Akteure wie die ugandische Allied Democratic 
Forces/National Army for the Liberation of Uganda (ADF/NALU), auf In der 
Provinz Orientale im Nordosten des Landes ist die Lord’s Resistance Army 
(LRA) trotz vereinter Anstrengungen der kongolesischen und ugandischen Ar- 
meen immer noch aktiv und begeht weiter Gräueltaten an der Zivilbevölkerung. 
Massaker, Massenvergewaltigungen, Plünderungen, Vertreibungen und weitere 
Menschenrechtsverletzungen durch Rebellengruppen, aber auch Armee-Ein- 
heiten sind in diesen Regionen an der Tagesordnung. Dies belegen zahlreiche 
Berichte der VN und unabhängiger Menschenrechtsorganisationen. Die Mas- 
senvergewaltigungen Ende Juli und Anfang August 2010, bei denen nach VN- 
Angaben binnen vier Tagen über 300 Frauen und Kinder vergewaltigt wurden, 
sind dafür lediglich ein - besonders grauenerregendes - Beispiel. Vergewalti- 
gungen und andere Formen sexualisierter Gewalt, die mit der VN-Sicherheits- 
ratsresolution 1820 als Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit besonders geächtet sind, werden von bewaffneten Grappen in der DR 
Kongo systematisch als Einschüchterangs- und Herrschaftsstrategie eingesetzt. 
Das Ausmaß sexualisierter Gewalt ist dramatisch; Seit Beginn des Konfliktes 
Mitte der 90er-Jahre wurden mehr als 200 000 Vergewaltigungen offiziell re- 
gistriert. Die tatsächliche Zahl der Fälle dürfte jedoch erheblich darüber liegen. 

Kaum Erfolge bei der Reform des Sicherheitssektors 

Die Gründe für dieses desolate Sicherheitsumfeld sind vielfältig. Zum einen ist 
es bisher nicht gelungen, die kongolesischen Streitkräfte in eine disziplinierte 
Armee zu transformieren. So kommt es bei der Integration ehemaliger Rebellen- 
gruppen in die Streitkräfte immer wieder zur Herausbildung von Doppelstruk- 
turen. Der Zustand der Sicherheitskräfte ist umso besorgniserregender, da bereits 
seit 2003 eine Reihe von Initiativen der internationalen Gemeinschaft bestehen, 
welche die kongolesische Regierung bei diesem zentralen Reformvorhaben 
unterstützen. Die EU ist seit 2005 mit den Missionen EUSEC zur Reform der 
Streitkräfte und EUPOL (bis 2007: EUPOL Kinshasa) zur Restmkturierung des 
Polizeisektors aktiv. Auch weim die EUSEC-Mission auf technischem Gebiet 
einige Erfolge bei der biometrischen Erfassung der Soldaten vorzuweisen hat, so 
gibt es in anderen Bereichen — vor allem bei den Soldzahlungen ~ noch immer 
große Probleme. Eine umfassende Transformation der FARDC steht nach wie 
vor aus. Auch die Reform des Polizeiwesens ist bei weitem nicht abgeschlossen. 
Organisation, Ausbildung und Ausrüstung der kongolesischen Polizei befinden 
sich weiterhin in einem prekären Zustand, obwohl EUPOL in diesem Bereich in 
der Vergangenheit positive Teilergebnisse erzielt hat. In beiden Bereichen ist die 
Gesamtzielsetzung jedoch von vornherein limitiert, womit auch die völlig unzu- 
reichende personelle und finanzielle Ausstattung der beiden Missionen korres- 
pondiert. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass beide Missionen 
in einem politischen Umfeld agieren, welches den Erhalt der Souveränität betont 
und unwillkommene Vorschläge als Einmischung von außen ablehnt. 
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MONUSCO betreibt neben einem eigenen Programm zur Reform des Sicher- 
heitssektors ein Projekt zur Entwaffnung, Rückführung und Wiedereingliede- 
rung ausländischer Ex-Kombattanten (Disarmament, Demobilization, Repatria- 
tion, Resettlement and Reintegration, DDRRR). Der Umfang des DDRRR-Pro- 
gramms und die in diesem Rahmen gebotenen Anreize sind jedoch bei weitem 
nicht ausreichend, um Milizangehörige in großem Stil dazu zu bewegen, lang- 
fristig die Waffen niederzulegen und eine neue Existenz aufzubauen. Zudem 
nimmt die Regierung der DR Kongo ihre eigene Verantwortung für die Sicher- 
heitskräfte in keiner Weise wahr. Auch die Anstrengungen der EU-Missionen 
und der MONUSCO werden durch korrupte Führungsstmkturen und mangeln- 
dem politischen Willen kompromittiert. Erfolgreichere Reintegrationsinitiati- 
ven existieren jedoch im Rahmen des von einer internationalen Gebergemein- 
schaft finanzierten Transitional Demobilization and Reintegration Program 
(TDRP). Neben der EU und MONUC/MONUSCO engagieren sich auch Bel- 
gien, Großbritannien, Kanada, Südafrika, die Vereinigten Staaten und die 
Volksrepublik China in bilateralen SSR-Programmen mit unterschiedlichen 
thematischen und regionalen Schwerpunkten. Trotz all dieser Initiativen zeigt 
die kongolesische Regierung bis heute keine ausreichende Bereitschaft, eine 
grundlegende Reform des Sicherheitssektors durchzuführen und legte statt- 
dessen ihre Priorität lange Zeit auf eine gewaltsame Lösung der Probleme im 
Osten des Landes. Erst Anfang 2010 präsentierte sie ein eigenes, völlig illusori- 
sches Reorganisationskonzept für die Streitkräfte, das eine Reform in drei 
Schritten bis zum Jahr 2025 vorsieht. Die gesetzliche Grundlage hierfür ist bis- 
lang nur in Ansätzen geschaffen worden — von einer zügigen Umsetzung ist die 
Regierung daher weit entfernt. 

Die Gründe für die geringen Fortschritte im Bereich der Sicherheitssektor- 
reformen liegen hauptsächlich in vier Bereichen: 

— der geringen Ambitionen, ineffektiven Prioritätensetzung und mangelnden 
Kooperationsbereitschaft der kongolesischen Regierung; 

— der allgegenwärtigen und auf allen politischen Ebenen vorhandenen Korrup- 
tion, die von der Regierung - entgegen anderslautender Ankündigungen - 
nicht oder nur halbherzig bekämpft wird; 

— der Fragmentierung und mangelhaften Koordinierung der laufenden bi- und 
multilateral angelegten Initiativen internationaler Akteure; 

— sowie der beschränkten Zielsetzungen dieser Missionen, die aufgrund von 
Vorbehalten auf kongolesischer Seite ausschließlich auf niedriger, administ- 
rativer Ebene ansetzen und miteinander nicht durch einen Gesamtansatz ver- 
bundene Einzelprojekte fördern. 

Eine umfassende und nachhaltige Reform des kongolesischen Sicherheits- 
sektors ist unter diesen Umständen kaum durchführbar. 

Internationale Unterstützung für MONUSCO 

Neben dem katastrophalen Zustand der kongolesischen Streitkräfte steht auch die 
MONUC/MONUSCO-Mission der VN seit langem in der Kritik, ln der Tat 
konnte die Mission den hohen in sie gesetzten Erwartungen nicht gerecht werden. 
Dies lag nicht zuletzt an dem schrittweise veränderten Auftrag und dem immer 
wieder schleppend verlaufenden Personalaufwuchs von ursprünglich 90 Militär- 
beobachtern im Jahr 1999 auf aktuell fast 20 000 Soldaten mit robustem Mandat. 
Trotzdem sollte die friedensstiftende Wirkung des Einsatzes und sein Beitrag 
zum Friedensprozess nicht gering geschätzt werden. Ihrem prioritären Auftrag, 
die Zivilbevölkerang des Landes zu schützen, war MONUC/MONUSCO den- 
noch wiederholt nicht gewachsen. Dies gilt nicht nur für die Verhinderung ein- 
zelner Massaker oder Vergewaltigungen, sondern auch für die Niederschlagung 
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größerer regionaler Unruhen. So musste die EU im Jahr 2003 militärisch inter- 
venieren, als es in der Ituri-Provinz zu regionalen Kämpfen verfeindeter Milizen 
und großflächigen Massakern an der Zivilbevölkerang kam. Auch 2004 und 
2008 war MONUC nicht im Stande, den Offensiven der Rebellen des Congres 
national pour la defense du peuple (UNDP) in den Kivu-Provinzen wirksam zu 
begegnen oder den Schutz der Zivilbevölkerung sicherzustellen. Besonders 
bedrückend sind glaubhafte Berichte, denen zufolge sich wiederholt einzelne 
VN-Soldaten an Prostitution, Vergewaltigungen und organisierter Kriminalität 
in der DR Kongo beteiligt haben sollen. 

Von den Verfehlungen Einzelner abgesehen fallen die grundlegenden struktu- 
rellen Probleme, mit denen die Mission konfrontiert ist, jedoch auf die Verein- 
ten Nationen zurück. Dies betrifft zum einen die personelle Unterbesetzung der 
Mission; zudem ist der militärische Ausbildungsstand eines Großteils des ein- 
gesetzten Personals mangelhaft. Verständigungsprobleme der zumeist englisch- 
sprachigen Soldaten mit der lokalen Bevölkerung behindern die Arbeit zusätz- 
lich. Hinzu kommt die unzureichende Ausstattung der Blauhelme mit Luft- 
transportkapazitäten und moderner Informations- und Kommunikationstechnik. 
Gerade der Mangel an Hubschraubern verhindert eine flexible und zeitnahe 
Dislozierung eigener Kräfte im Falle von Übergriffen auf die Bevölkerung. 

Versprochene iimenpolitische Reformen sind ausgeblieben 

Neben der bisher nicht erfolgten Befriedung der destabilisierten Landesteile ist 
auch die iimenpolitische Entwicklung negativ zu bewerten. Eine nüchterne Bi- 
lanz der ersten vier demokratisch legitimierten Regierungsjahre des bereits seit 
2001 amtierenden Präsidenten Joseph Kabila offenbart, dass nahezu sämtliche 
Punkte des angekündigten Reformprogramms bisher nicht umgesetzt wurden: 

Die Menschenrechtssituation im Land ist katastrophal. Menschenrechtsakti- 
visten und Journalisten werden zunehmend in ihrer Arbeit eingeschüchtert, mit 
dem Leben bedroht oder ermordet. Hierfür zeichnen auch die staatliche Polizei 
und der nur dem Präsidenten unterstellte Geheimdienst Agence nationale du 
Renseignements (ANR) verantwortlich. Die Ermordung des über die Landes- 
grenzen hinaus bekannten Aktivisten Floribert Chebeya Bahizire im Juni 2010 
macht noch einmal deutlich, welchen Gefahren Regimekritiker in der DR 
Kongo ausgesetzt sind. Eine Kommission zur Aufklärung des Falls wurde erst 
auf massiven internationalen Druck hin ins Leben gerufen. Dass der mittler- 
weile vor einem Militärgericht eröffnete Prozess rechtsstaatlichen Kriterien 
genügt, muss bezweifelt werden. 

Denn eine unabhängige Justiz, die solche Verbrechen aufklären und zur Anklage 
bringen könnte, gibt es nicht. Verfahren gegen die Täter werden kaum ange- 
strengt und enden oft ohne Verurteilung. Auch Instrumente zur systematischen 
Aufarbeitung der Verbrechen der Kriegsjahre (sog. Transitional Justice) exis- 
tieren nicht. Das ganze Ausmaß dieser humanitären Tragödie wurde Anfang 
Oktober 2010 durch einen Untersuchungsbericht der VN erstmals umfassend 
dokumentiert. Die im Kontext des Krieges begangenen Menschenrechtsverlet- 
zungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit harren jedoch weiter einer 
systematischen Aufarbeitung. Die Behandlung weniger, prominenter Fälle bleibt 
dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag überlassen. Neben 
den Prozessen vor dem IStGH wurden auch in Deutschland und anderen euro- 
päischen Staaten sowie in Kanada Verfahren gegen mutmaßliche Völkermörder 
und Kriegsverbrecher eingeleitet. 

Korruption ist im Land allgegenwärtig, was nicht zuletzt das offensichtlich jeder 
ernsthaften Grundlage entbehrende Vorgehen der kongolesischen Justiz gegen 
die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) aufgezeigt hat. Auf 
dem Korruptionsindex von Transparency International nahm die DR Kongo im 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 17/4691 


Jahr 2009 Platz 162 von 180 untersuchten Staaten ein. Trotz mehrerer groß 
angekündigter Kampagnen hat sich an dieser Situation nichts geändert. Die 
Aktionsprogramme der Regierung Kabila 2008 und 2009 dienten lediglich der 
Entfernung unbequemer und der Installation regimetreuer Beamter. Der Vorwurf 
der Korruption wird zudem gezielt als Waffe eingesetzt, um missliebige Pro- 
vinzgouverneure zu entfernen. 

Auch in einem dritten zentralen Bereich, der in der Verfassung festgelegenen 
Dezentralisierung, gibt es keine Fortschritte. Die Vorgabe, eine Neueinteilung 
des Landes in 26 Provinzen und eine Verteilung der Steuereinnahmen im Ver- 
hältnis von 60 zu 40 zwischen Zentral- und Provinzregierungen vorzunehmen, 
wurde bisher nicht umgesetzt. Die Politik der Regierung macht deutlich, dass 
es ihr eher daran gelegen ist, weitere Macht zu akkumulieren, als dem in der 
Verfassung durch eine Ewigkeitsklausel geschützten Auftrag zur dezentralen 
Neustrukturierung des Landes nachzukommen. Hinweise hierfür liefert die von 
der Regierang eingesetzte Verfassungskommission, die unter anderem für eine 
Ausdehnung der Amtszeit und mehrmalige Wiederwahl des Präsidenten sowie 
für eine Kürzung des Anteils der Provinzen an den Steuereinnahmen plädiert. 
Die wiederholte Verschiebung der Regionalwahlen und ihre letztliche Termi- 
nierung auf einen Zeitpunkt nach den - ebenfalls mehrfach verschobenen — 
Präsidentschaftswahlen am 27. November 2011 konstituiert im Übrigen einen 
klaren Brach mit den verfassungsmäßigen Vorgaben. Danach hätten die Regio- 
nalwahlen in jedem Falle vor den nächsten Präsidentschaftswahlen stattfinden 
müssen. Die Aufteilung der Kommunal- und Regionalwahlen auf insgesamt 
sieben separate Termine und die dafür veranschlagten immensen Kosten von 
rund 3 Mrd. US-Dollar lassen überdies Zweifel aufkommen, ob die kongolesi- 
sche Regierung an ihrer Durchführung ernsthaft interessiert ist. 

Rohstoffe und Biodiversität 

Der Reichtum der DR Kongo an natürlichen Ressourcen, insbesondere an Bo- 
denschätzen wie Zink, Coltan und Kupfer ist einer der zentralen Faktoren für 
die anhaltenden Konflikte im Osten des Landes. Gewinne aus der illegalen 
Ausbeutung von Mineralienvorkommen stellen für alle am Konflikt beteiligten 
Parteien wichtige Finanzquellen dar. Derzeit gibt es eine Reihe internationaler 
Organisationen und multilateraler Initiativen, welche die Unterbindung der 
Einspeisung illegal abgebauter Rohstoffe in den internationalen Handel zum 
Ziel haben. Hierzu zählen insbesondere die Internationale Konferenz für die 
Region der Großen Seen (ICGLR), die Extractive Industries Transparency Ini- 
tative (EITI), die Task Force über die illegale Ausbeutung und den Handel mit 
natürlichen Ressourcen in der Region der Großen Seen und die Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). Die Bundes- 
republik Deutschland hat dabei in Zusammenarbeit mit der DR Kongo, Ruanda 
und der ICGLR bei der Entwicklung von Zertifizierangssystemen für mehrere 
Rohstoffe eine Vorreiterrolle inne. 

Auch die Biodiversität des zur Gruppe der so genannten Megadiversen (Länder 
mit besonders hoher Biodiversität) zählenden Landes leidet massiv unter den 
andauernden Konflikten, die einen effektiven Schutz von Flora und Fauna 
unmöglich machen. Die illegale Gewinnung von Edelhölzern dient ebenso wie 
der Abbau von Mineralien der Finanzierung der Konfliktparteien und hat der 
Natur bereits schwere Schäden zugefügt. So wurde wertvoller natürlicher 
Lebens- und Vegetationsraum für eine Vielzahl seltener Tier- und Pflanzenarten 
in erheblichem Maße zerstört. 
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Armut 

Trotz des enormen Reichtums an natürlichen Ressourcen hält die katastrophale 
soziale und humanitäre Lage im Land weiter an. Betroffen sind urbane Zentren 
und ländliche Gebiete in gleichem Maße. Das Einkommensniveau ist völlig 
unzureichend, die physische und soziale Infrastruktur ist in einem katastropha- 
len Zustand, die Versorgung mit öffentlichen Gütern auf ein Minimum redu- 
ziert. So haben nur etwa 20 Prozent der Bevölkerung Zugang zu sauberem 
Wasser. Ähnlich dramatisch gestaltet sich die Lage bei anderen elementaren 
Grundbedürfnissen wie Elektrizität, Bildung und ärztlicher Versorgung. Diese 
werden zudem häufig von nationalen und internationalen Organisationen, nicht 
jedoch vom kongolesischen Staat zur Verfügung gestellt. Die Sozialindikatoren 
zählen zu den schlechtesten weltweit. Mit sozialen Unruhen muss infolge der 
Verarmung der Bevölkerang gerechnet werden. Lehrer, Ärzte, Richter, Poli- 
zisten und Soldaten ~ der gesamte öffentliche Sektor wird nur unregelmäßig 
und überdies sehr schlecht bezahlt. Streiks der öffentlichen Institutionen sind 
an der Tagesordnung. Neben Willkür und allgegenwärtiger Korruption ver- 
stärkt ein ostentativer, „neo-mobutistischer“ Lebensstil der herrschenden Elite 
die Frustration der Bevölkemng, die unter steigenden Lebensmittelpreisen, 
hohen Mieten und Schulgebühren leidet. Darüber können auch wenige, große 
Prestigeobjekte in der Hauptstadt nicht hinwegtäuschen. 

Der Friedens- und Konsolidierungsprozess in der DR Kongo ist von zentraler 
Bedeutung für die Stabilität und die Entwicklung der gesamten Region. Mit der 
anhaltenden Instabilität in der DR Kongo haben sich jedoch offenbar sowohl 
Teile der kongolesischen Elite als auch der Anrainerstaaten arrangiert. Für die 
Bevölkerung ist das Resultat verheerend. Daher gilt es, einen konsequenten 
Konsolidierungsprozess zu verfolgen, so wie es die Verfassung der DR Kongo 
vorsieht. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierang auf, 

1 . die Regierung der DR Kongo deutlich darauf aufmerksam zu machen, dass 
die internationale Gemeinschaft lediglich Hilfestellung bieten kaim und die 
Verantwortung für die Umsetzung sämtlicher Reformprojekte bei der Regie- 
rung der DR Kongo liegt; 

2. zu prüfen, inwieweit die Gewährung von bilateraler Entwicklungszusam- 
menarbeit an die DR Kongo stärker als bisher an messbare Erfolge bei der 
Umsetzung der verfassungsmäßig vorgegebenen Reformagenda und der 
Einhaltung der Menschenrechte geknüpft werden kaim; 

3. im Falle der Nichteinhaltung vereinbarter Ziele spürbare Sanktionen mit 
Blick auf die deutsche Entwicklungszusammenarbeit aufzuzeigen und im 
Bedarfsfall durchzusetzen; 

4. in enger Zusammenarbeit mit den in der DR Kongo engagierten europäischen 
und internationalen Partnern ein stärkeres politisches Engagement mit dem 
Ziel zu entwickeln, die Effektivität und Effizienz laufender Programme zu 
prüfen und gegebenenfalls neu zu strukturieren; 

5. die Regierung der DR Kongo vor dem Hintergrund der nach wie vor kata- 
strophalen Lebensbedingungen ihrer Bevölkerang nachdrücklich auf ihre 
Pflichten bezüglich der Armutsbekämpfung und der Bereitstellung elemen- 
tarer öffentlicher Güter hinzuweisen und eigene Anstrengungen in diesem 
Sektor fortzuführen; 

6. von der Regierung der DR Kongo einen besseren Schutz der Menschen- 
rechte einzufordem, insbesondere durch: 

— die Einberufung der in der kongolesischen Verfassung verankerten Natio- 
nalen Menschenrechtskommission, 
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— eine Reformierung des Strafrechts unter besonderer Berücksichtigung 
der - von der DR Kongo Unterzeichneten - Antifolterkonvention der VN, 

— die Einführung gesetzlichen Schutzes für Journalisten, Menschenrechts- 
aktivisten und Opfer von Menschenrechtsverletzungen, insbesondere 
den Opfern sexueller Gewalt, 

— eine Verstärkung von Programmen für die rechtliche und medizinische 
Betreuung der Opfer sexueller Gewalt vor Ort, 

— die Schaffung einer klaren rechtsstaatlichen Grundlage für den präsi- 
dentiellen Geheimdienst ANR; 

7. der kongolesischen Regierung Unterstützung anzubieten bei der geplanten 
Einrichtung mit kongolesischen und internationalen Richtern gemischt 
besetzter Sonderkammem („chambres specialisees“) an den Berufungs- 
gerichten der Provinzen zur systematischen Aufarbeitung von Menschen- 
rechtsverletzungen, die in den Konflikten seit Mitte der 90er-Jahre began- 
gen wurden; 

8. auf eine zügige und entschlossene Umsetzung dieses Vorhabens zu drängen, 
die Prozesse genau zu beobachten und im Falle eines Scheiterns der Initia- 
tive sich für die Implementierung alternativer Konzepte - zum Beispiel in 
Form von Sondergerichten — einzusetzen; 

9. bezüglich der Reform des Sicherheitssektors: 

— im Rahmen der Vereinten Nationen und der Europäischen Union die Re- 
gierung der DR Kongo dabei zu unterstützen, ein umfassendes Konzept 
zur Reform der kongolesischen Sicherheitskräfte zu erarbeiten, 

— sich innerhalb der EU für eine spürbare finanzielle und personelle Ver- 
besserung der EU SEC- und EUPOL-Missionen einzusetzen und den auf 
administrativer Ebene laufenden Projekten durch verstärktes politisches 
Engagement auf höchster Regierungsebene mehr Nachdmck zu verlei- 
hen, 

— sich innerhalb der EU für eine Verbesserung der begleitenden und ab- 
schließenden Kontrolle der Umsetzung eingeleiteter Maßnahmen einzu- 
setzen, um den langfristigen Erfolg der Missionen sicherzustellen, 

— sich unter den internationalen Gebern für eine effektivere Koordinie- 
rung der bi- und multilateralen SSR-Programme einzusetzen; 

10. als Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen: 

— sich unter den VN -Mitgliedern für eine effektivere und nachhaltigere 
Unterstützung der MONUSCO-Mission, insbesondere in den Bereichen 
Rekrutierung in den Trappenstellerländern, zielgerichtete Ausbildung 
und angemessene Ausrüstung einzusetzen, 

— sich für eine den Verhältnissen vor Ort angemessene finanzielle und per- 
sonelle Ausstattung des DDRRR-Programms von MONUSCO einzuset- 
zen; 

1 1 . die DR Kongo nachdrücklich zur Erarbeitung und Umsetzung einer natio- 
nalen Antikorraptionsstrategie zu drängen, deren Umsetzung durch alle 
Regierangs- und Verwaltungsinstitutionen von einer unabhängigen Be- 
hörde überwacht werden sollte; 

12. bezüglich der anstehenden Präsidentschafts-, Parlaments- und Regional- 
wahlen: 

— darauf hinzuwirken, dass neben den Präsidentschafts- und Parlaments- 
wahlen auch tatsächlich freie und faire Regionalwahlen stattfinden. 
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— dabei auf den effizienten Einsatz von Ressourcen zu drängen und sich 
mit anderen internationalen Gebern langfristig bezüglich der Planung 
und Finanzierung der Wahlen zu koordinieren, 

— dabei der kongolesischen Regierung deutlich zu machen, dass der Ge- 
währung von Geldern für die Durchführung der Wahlen zeitnah mess- 
bare Erfolge bei der Umsetzung der verfassungsmäßig vorgegebenen 
Reformagenda und der Einhaltung der Menschenrechte folgen müssen, 

— bei der Vorbereitung der Wahlen weiterhin organisatorische und recht- 
liche Unterstützung anzubieten und auf internationale und EU- Wahl- 
beobachter zu drängen; 

13. bezüglich der aus dem illegalen Rohstoffabbau resultierenden Probleme: 

— sich in Kooperation mit der DR Kongo, anderen Geberstaaten und inter- 
nationalen Initiativen für die Schaffung eines wirksamen, einheitlichen 
und fiächendeckenden Zertifizierungs- und Transparenzmechanismus 
einzusetzen, der die Herkunft und die Handelswege der in der DR Kongo 
abgebauten Rohstoffe verfolgen lässt, 

— sich im Rahmen des EU-Aktionsplans „Forest Law Enforcement, 
Governance and Trade“ (FLEGT) gegen illegalen Holzeinschlag für den 
Abschluss eines „FLEGT Voluntary Partnership Agreement“ (VPA) mit 
der DR Kongo einzusetzen und diese bei den entsprechenden Um- 
setzungsschritten zu unterstützen. 


Berlin, den 9. Februar 2011 

Volker Kauder, Dr. Hans-Peter Friedrieh (Hof) und Fraktion 
Birgit Homburger und Fraktion 
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